
Mit einer Informationstour in
Blankenstein und Bad Lobenstein
startete das Ressort Inneres und
Kommunales der Landtagsfraktion
DIE LINKE unter Leitung von MdL
Frank Kuschel aus der parlamenta-
rischen Sommerpause. Ziel war es,
sich über aktuelle Probleme der Re-
gion zu informieren und Schlussfol-
gerungen für die parlamentarische
Arbeit zu ziehen. 

Start war am umfassend neu gestal-
teten Selbitzplatz direkt an der thürin-
gisch-bayerischen Landesgrenze in
Blankenstein (s.Foto). Ende Juni erfolg-
te die Eröffnung des frisch herausge-
putzten Ortsmittelpunkts der 800-Ein-
wohner-Gemeinde. Es ist nunmehr das
Drehkreuz des Wanderns, wie Bürger-
meister und Landtagsabgeordneter
Ralf Kalich (DIE LINKE) stolz berichte-
te.

Dort treffen vier sogenannte Premi-
um-Wanderwege aufeinander. So be-
ginnt beziehungsweise endet hier der
traditionsreiche Rennsteig-Wander-
weg. Hinzu kommen der Kammweg,
der Frankenweg und der fränkische
Gebirgsweg. Auf dem Selbitzplatz wur-
den insgesamt 70.000 Pflastersteine
verbaut und 9.000 Pflanzen gesetzt.
Den Mittelpunkt bildet ein überdimen-
sionierter hölzerner Wanderschuh mit
offizieller Schuhgröße 900.  Im Zuge
der Baumaßnahmen an der Landes-
straße 1093 und der Bundesstraße B

90, welche die direkten Zubringer zur
Autobahn 9 bilden, müsse nach dem
Willen von Kalich nunmehr eine ange-
messene Ausschilderung der touristi-
schen Attraktionen erfolgen. Eine An-
frage an die Landesregierung ist dazu
seinerseits bereits eingereicht. 

Der weitere Weg des Ressorts führte
im Anschluss nach Bad Lobenstein.
Hier standen Gespräche mit Bürger-

ten Abriss des mittlerweile völlig ver-
wahrlosten Sanatoriums im Zentrum
der Stadt. Die Frage des Sanierungs-
staus stand beim Treffen von Heidrun
Sedlacik, wohnungspolitische Spre-
cherin der Linksfraktion, mit dem Ge-
schäftsführer der Wohnungsbaugesell-
schaft, Stefan Horlbeck, im Mittel-
punkt. Er konnte berichten, dass sich
die schlechte finanzielle Lage der Stadt
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Wanderschuh in Größe 900

Kaum hatte die Linkspartei zehn
konkrete Bedingungen für ein rot-
rot-grünes Bündnis nach der Bun-
destagswahl veröffentlicht – u.a.
einen Mindestlohn von zehn Euro,
die Erhöhung der Hartz-IV-Sätze
auf 500 Euro, die Abschaffung der
Rente mit 67 sowie die Anglei-
chung der Rentenwerte Ost und
West – melden sich Gegner. 

Doch der Tweet von Reinhard Bü-
tikofer ist ein klassisches Eigentor:
„Die sogenannten 10 konkreten
#Bedingungen der Linkspartei für
ein Regierungsbündnis rot-rot-grün
machen nur eines deutlich: das
kommt nicht.“ Bütikofer, schon vor-
her unverdächtig, für ein solches
Bündnis zu sein, sitzt für die Grü-
nen im Europaparlament. 

Wenn seine Sicht zutrifft, dann
gibt es garantiert auch keine grüne
Regierungsbeteiligung. Denn dass
es für SPD und Grüne allein reicht,
glaubt niemand. Bütikofers Stel-
lungnahme ist nicht nur Indiz für
die Konfusion in dieser Partei, die
sich in den letzten 15 Jahren von
ziemlich allen Grundüberzeugun-
gen getrennt hat. 

Der Grünen-Funktionär steht
auch persönlich dafür. Er startete
seine politische Karriere als Stu-
dent in einer „Kommunistischen
Hochschulgruppe“ und in der maoi-
stischen Splitterpartei „Kommuni-
stischer Bund Westdeutschlands“.
Auf der Homepage der Grünen
klingt das heute so: „In Heidelberg
begann auch das politische Enga-
gement Reinhards. Zunächst in der
Studentenbewegung, dann als Stu-
dentenvertreter.“ Später gilt er als
„pragmatisch“, unterstützt die
deutsche Kriegsbeteiligung in Jugo-
slawien und in Afghanistan. Als
SPD und Grüne die Hartz-Gesetze
einführen, kommentiert er zynisch,
die Grünen seien „das soziale und
ökologische Gewissen der Nation“.

Kaum verwunderlich, dass Büti-
kofer betont, er habe sich „noch nie
kategorisch gegen jede schwarz-
grüne Option ausgesprochen“.
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Grüne Konfusion

Blankenstein und Bad Lobenstein: Info-Tour des Ressorts Kommunales der Linksfraktion

50 Gemeinden vor der Zwangsvollstreckung
„Wenn 50 Gemeinden des Freistaa-

tes Thüringen vor der Zwangsvoll-
streckung stehen, erscheinen die von
Finanzminister Voß verkündeten Bot-
schaften über die angeblich solide fi-
nanzielle Situation in Thüringen in ei-
nem ganz anderen Licht“, erklärte der
Kommunalexperte der Fraktion DIE
LINKE, Frank Kuschel, in einer Presse-
mitteilung am 7. September.

Er berief sich dabei auf Angaben
des Gemeinde- und Städtebundes
Thüringen, wonach diese Zwangsvoll-
streckungen insbesondere deshalb
anstehen, weil kleinere Gemeinden
und Städte die im vergangenen Jahr
angehobenen Kreisumlagen nicht
mehr bezahlen können. 

„Es handelt sich um einen Teufels-
kreis. Die Landkreise sind finanziell
klamm und wollen sich von den eben-
so klammen Gemeinden und Städten
über die Kreisumlage das Geld in ihre
leeren Kassen holen“, betonte Frank
Kuschel. Dabei sei es besonders är-
gerlich, dass angesichts des allgemei-
nen historischen Niedrigzinssatzes
die Verzugszinsen bei Vollstreckung
sechs Prozent betragen.

Der LINKE Landtagsabgeordnete
kündigt an, dass in der Sitzung des
Haushalts- und Finanzausschusses
am 12. September die Linksfraktion
die aktuelle finanzielle Lage der Thü-
ringer Gemeinden und Städte auf die
Tagesordnung setzen wird. Finanzmi-

meister Thomas Weigelt (parteilos),
der Wohnungsbaugesellschaft sowie in
der Zweigstelle des Amtsgerichts Pöß-
neck an. Weigelt bat den kommunalpo-
litischen Sprecher der Linksfraktion,
Frank Kuschel, und die Abgeordnete
Diana Skibbe um Unterstützung bei an-
stehenden Maßnahmen der Gemeinde-
neugliederung. Geplant sei eine Fusion
der Stadt Bad Lobenstein mit der Ver-
waltungsgemeinschaft Saale-Renn-
steig. Als ein weiteres zentrales unge-
löstes Problem benannte er den mit
Fördermitteln des Freistaates geplan-

sche Sprecherin der Linksfraktion, in-
formierte sich über die Arbeit einer
Zweigstelle eines Amtsgerichts und
diskutierte Fragen und Probleme bei
der Schaffung der Einräumigkeit von
Verwaltungsstrukturen. Die Abgeord-
neten nahmen nicht nur Fragen und
Probleme mit, sondern übergaben Bad
Lobensteins Bürgermeister noch einen
Scheck der Alternative 54 in Höhe von
500 Euro für den KCL „Blau-Gold“ Lo-
benstein e.V. zur Unterstützung der Sa-
nierung des Vereinshauses.  

Matthias Gärtner

nister Wolfgang Voß werde in diesem
Zusammenhang Bericht zu erstatten
haben. 

Der Minister soll insbesondere dar-
über informieren, welche Gemeinden
aus welchen Gründen vor einer mögli-
chen Zwangsvollstreckung stehen und
welche Maßnahmen die Landesregie-
rung möglicherweise einleiten wird,
um eine solche Zwangsvollstreckung
zu verhindern. „Die Landesregierung
darf nicht einfach tatenlos zusehen,
wenn der Gerichtsvollzieher vor den
Türen unserer Gemeinden steht, um
einen Kuckuck zu kleben“, forderte
Frank Kuschel.                                   

direkt auf die Gesellschaft aus-
wirke. Zu hohe Verschuldung und
eine geringe Eigenkapitaldecke
führen zur Kreditunwürdigkeit.
Deshalb seien derzeit keine Inve-
stitionen zur Sanierung im derzeit
noch aus 1100 Wohneinheiten
bestehenden Bestand möglich.
Sedlacik kündigte in diesem Zu-
sammenhang eine Anfrage zur
Fördermittelproblematik im in-
nerstädtischen Bereich an. 

Sabine Berninger, justizpoliti-

„Vor dem Gipfel stehen geblieben“,
so kommentierte die wohnungspoliti-
sche Sprecherin der Linksfraktion,
Heidrun Sedlacik, den ersten Thürin-
ger Wohnungsgipfel am 5. September
in Erfurt. Ministers Carius Ablehnung
der vom Bundesgesetzgeber einge-
räumten Möglichkeit zum Erlass einer
Mietpreisbremse zeige, dass die Lan-
desregierung offenbar nicht beabsich-
tige, dem Problem des fehlenden
preiswerten Wohnraums in den Bal-
lungszentren Jena, Weimar und Erfurt
entgegen zu wirken.

Heidrun Sedlacik wies darauf hin,
dass die Landesregierung im Parla-
ment mehrfach aufgefordert wurde,
zur Umsetzung der in § 558 Abs. 3
BGB eingeräumten Möglichkeit einer
Begrenzung der Erhöhung der Be-
standsmieten auf 15 Prozent statt 20
Prozent Stellung zu nehmen.  „Der
vom Minister geforderten Verpflich-
tung der Kommunen zur Schaffung
von Wohnraum als Daseinsvorsorge
widerspricht die von der Landesregie-
rung praktizierte Politik, dass Kommu-
nen zur Sicherung der kommunalen
Finanzen alle Einnahmequellen aus-
nutzen sollen. Die Preise für Bauland
oder die Grunderwerbssteuer sind ei-
nige der Faktoren, die später auf den
Mietpreis durchschlagen und bei ei-
nem Verkauf an den Höchstbietenden
nicht zu preiswertem Wohnungsbau
führen.“                                                

Wohnungsgipfel


